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SCHWEIZ ZUWANDERUNGSDEBATTE

Editorial
von Beat Balzli
Chefredaktor

Märchenstunde im
Heidiland

Die Schweiz ist
auch im Krieg –
mit sich selbst

Liebe Leserinnen, liebe Leser

Es ist dieser Popcorn-Moment, den
die Schweizer schon ein Leben lang
geniessen. Dieser kollektive Akt der
Selbstzufriedenheit, wenn sie ent-

spannt am Gartenzaun ihrer Nation leh-
nen, Richtung Norden über die Grenze
schauen und über die schrecklichen Steu-
ern und Zustände staunen. Zu Hause ist es
dann doch am schönsten. Für immer reich,
ruhig und reinlich, so fühlt es sich an.

Tatsächlich wirkt Deutschland selten so
dysfunktional und unfähig zur Problem-
lösung wie heute. Die Regierungspartei SPD
nimmt spätestens nach den letzten Land-
tagswahlen Züge eines Zombies an, der die
CDU mit in den Abgrund zu reissen droht,
sehr zur Freude der AfD. Daran ändert auch
die jüngste Reformrede des SPD-Co-Vorsit-
zenden Lars Klingbeil wenig, selbst wenn er
die skandalöse Forderung aufstellt, die
Deutschen müssten wohl mehr arbeiten.

Der Rückstand auf die vermeintlich per-
fekte Schweiz wirkt also mehr denn je als
Naturgesetz. Doch das Gegenteil ist der Fall.
Plötzlich bieten sich auch den Deutschen Ge-
legenheiten, sich Popcorn-Tüten zu holen.
Nein, hier geht es nicht in erster Linie um die
tragischen Opfer einer Brandkatastrophe,
die Tat eines Selbstmörders in einem Post-
auto oder ein Gondelunglück. Trotz ihrer
Häufung sind diese Unglücke das zufällig
materialisierte Restrisiko, mit dem jede Zivi-
lisation leben muss – auch wenn die Parole
der SVP, dass die Schweiz verlottere, jetzt bei
manchem auf fruchtbaren Boden fällt.

Nein, hier geht es um die nachhaltige
Art, Politik zu machen, die dank partei-
übergreifenden Kompromissen stabile
Lösungen produziert. Nun versagt sie aber
auf einem zentralen Feld. Die Disruption
der Geopolitik beschert der Sicherheitspoli-
tik den perfekten Sturm. Egal, ob die in den
USA bestellten F-35-Kampfjets oder Patriot-
Flugabwehrsysteme, die Modernisierung
der Armee entpuppt sich als Fata Morgana.
Die Kosten explodieren, die Liefertermine
ähneln Science-Fiction. Die Schweiz steht
oben ohne da – und machtlos. Einen Zah-
lungsstopp für die Patriot-Systeme ignorie-
ren die Amerikaner. Sie bedienen sich nun
bei den Vorauszahlungen für den F-35.

Hat man zu lange blind auf die USA ver-
traut und zu spät europäische Alternativen
geprüft? Das sind nicht die einzigen unan-
genehmen Fragen, die in Bern kursieren.
Trotz aller Dringlichkeit ist die Finanzie-
rung der Armeeaufrüstung ungeklärt. Wäh-
rend die SVP nicht unbegründet Milliarden
aus dem VBS heraussparen möchte, will
der Verteidigungsminister Martin Pfister
die Mehrwertsteuer weiter erhöhen – was
voraussichtlich vor dem Volk scheitern
wird. Das könnte auch dem gelockerten
Kriegsmaterialgesetz passieren, womit die
letzten Überreste einer heimischen Rüs-
tungsindustrie gefährdet würden.

Die Schweiz führt gerade Krieg gegen
sich selbst. Das System scheint der Bedro-
hung nicht gewachsen. Partikularinteres-
sen in allen Lagern zeigen, dass den
wenigsten der Ernst der Lage bewusst ist.
Die Wohlstandsverwahrlosung nagt an der
Konsensfähigkeit der Eidgenossen. Die
Nachbarn sind in Sachen Aufrüstung deut-
lich weiter und fragen sich mit Blick auf die
Schweiz nur noch eines: süss oder salzig?

Ich wünsche Ihnen weiterhin ein Wochen-
ende mit viel guter Unterhaltung.

Die Debatte um die 10-Millionen-Initiative der SVP legtWidersprüche bei den Polparteien
links und rechts schonungslos offen.VonGeorgHumbel, SimonMarti undRenéDonzé

Der Veranstaltungsort ist Programm:
Im idyllisch gelegenen Maienfeld hat
die SVP am Samstag den Abstim-
mungskampf für die 10-Millionen-
Initiative richtig lanciert. Zwischen

Capuns und Bündner Nusstorte schürte die
grösste Partei des Landes die Furcht vor der En-
ge. «Wir wollen kein zweites Singapur werden!»,
ruft Parteipräsident Marcel Dettling den Dele-
gierten zu. «Mit jedem Wohnsilo, das entsteht,
verlieren wir ein Stück Heimat, ein Stück Tradi-
tion, ein Stück Schweiz.»

Bei Maienfeld spielt «Heidi», Johanna Spyris
weltbekannter Roman. Das Buch stellt die heile
Bündner Bergwelt der bedrohlichen Grossstadt
entgegen. Ein Kontrast, den nun auch die SVP be-
müht. Und dabei zuweilen klingt wie ein radika-

ler Öko-Verband: Kulturlandverlust, Verkehrs-
chaos, Wohnungsnot, überfüllte Klassenzimmer:
In grellen Farben zeichnet sie das Bild eines Lan-
des, das sich unter Wachstumsschmerzen windet.

Auch die Plakate kommen im entsprechenden
Gewand daher. Sie zeigen Wohnblocks und Bau-
kräne, die ein heimeliges Dorf bedrohen. Das Sün-
neli der Volkspartei und die Abkürzung SVP feh-
len auf den meisten Sujets. Das ist kein Zufall.
Wenn sie diese Abstimmung gewinnen will, muss
die Partei weit über ihre Kernwählerschaft hinaus
überzeugen. Offensichtlich zielt sie dabei auf öko-
logisch interessierte Kreise und versucht die Zu-
wanderung zu einem Umweltproblem zu machen.

Diese Strategie sei – so lautet die Erzählung,
die SVPler verbreiten – in Toni Brunners Restau-
rant «Haus der Freiheit» entstanden. 2022 hat der

Nationalrat Thomas Matter hier mit Parteifreun-
den Bier getrunken und politisiert. Es war die Zeit
der grünen Welle. Das Thema Nachhaltigkeit und
Klimaschutz war in aller Munde. Diese Themen-
konjunktur wollten die SVPler für ihre Agenda
nutzen. Und sie entwickelten die Idee, die Zu-
wanderung mit dem Trendthema Ökologie zu
verknüpfen. Das war die Geburtsstunde der
Nachhaltigkeitsinitiative.

Diese will eine Obergrenze der ständigen
Wohnbevölkerung in die Verfassung schreiben.
Vor 2050 darf die Schwelle von zehn Millionen
nicht überschritten werden. Die SVP will damit
das aus ihrer Sicht zu rasche Wachstum bremsen.
Das ist nichts Neues, doch für einmal gibt die SVP
ihrem Kampf gegen die Zuwanderung ein grünes
Mäntelchen.

3NZZ AM SONNTAG

Die Koalition aus Linken,
Grünen und Konservativen
hat das Potenzial, dieses Land
nachhaltig zu lähmen.

Das Problem dieser Strategie liegt auf der
Hand. Weder Matter noch die SVP haben sich bis-
her mit Umweltpolitik profiliert. Ganz im Gegen-
teil. «Stopp der absurden Klimapanik» ist eine
seiner zentralen politischen Forderungen. Keine
andere Partei bekämpft Verbesserungen beim
Umweltschutz derart konsequent wie die SVP.
Unvergessen ist das CO2-Gesetz von Simonetta
Sommaruga. Im Sommer 2021 hat die SVP diese
Vorlage im Alleingang versenkt. Mit einer aggres-
siven Kampagne warf sie der damaligen SP-Bun-
desrätin «Beschiss der Bevölkerung» vor.

Es gibt in der SVP zwar eine konservativ-be-
wahrende Strömung, die sich für den Erhalt der
Landschaft einsetzt. Droht der Verlust von Land-
wirtschaftsland, geht sie auf die Barrikaden.
Windräder sind ihr ebenfalls ein Graus. Aller-
dings kämpft die Partei nur sehr selektiv für den
Erhalt der Landschaft. So wehrt ausgerechnet sie
sich seit Jahren vehement gegen Verschärfungen
des Raumplanungsgesetzes – das wichtigste
Instrument gegen hohen Bodenverbrauch und
Zersiedelung.

Mehr Einschränkungen und Abgaben seien
eben keine Lösung, sagt Parteichef Dettling in
Maienfeld. Man müsse das Problem an der Wur-
zel packen. «Wer über Nachhaltigkeit spricht,
kann die Zuwanderung nicht ausklammern.»
Jeder, der ins Land komme, brauche eine Woh-
nung und nutze die Infrastruktur. «Das heisst:
mehr Beton und weniger Natur.» Die Zuwande-
rung, davon ist Dettling überzeugt, habe einen
derart grossen Einfluss auf sämtliche Lebens-
und Umweltbereiche, «dass alle, die es wirklich
ernst meinen mit dem Umweltschutz, dieser In-
itiative zustimmen müssen».

Die grosse Frage ist also, ob die Bevölkerung der
SVP diese Argumentation abnimmt. Line Renn-
wald und Lukas Lauener sind Politikwissenschaf-
ter am Kompetenzzentrum Sozialwissenschaften
(Fors) in Lausanne. Sie kommen in ihrer Selects-
Befragung von Stimmberechtigten zu einem ein-
deutigen Schluss: «Grundsätzlich lässt sich fest-
halten, dass das Nachhaltigkeits-Framing der SVP
überhaupt nicht verfängt», sagt Lauener.

Zwar deuten die Zahlen auf einen engen Aus-
gang der Abstimmung hin, aber das liege kaum an
der Wortwahl der Initianten. «Diejenigen Befrag-
ten, für die der Erhalt der Umwelt das wichtigste
politische Thema ist, lehnen die Initiative über-
durchschnittlich stark ab. 74 Prozent dieser Grup-
pe gaben an, Nein zu stimmen», so Lauener. Um-
gekehrt stimmen gerade jene Personen der Vorlage
überdurchschnittlich stark zu, die keinen stärke-
ren Umweltschutz wollten. Das Fazit der Polito-
logen: «Die Absicht der SVP, die Initiative durch
die Betonung von Nachhaltigkeit und Ökologie
mehrheitsfähig zu machen, geht also nicht auf.»

Auch das links-grüne Lager
ist nur bedingt glaubwürdig

Diese Woche haben auch SP, Grüne und Gewerk-
schaften gemeinsam Präsenz markiert. Sie wol-
len der SVP-Initiative entgegentreten und sie mit
einer grossen Kampagne bekämpfen. «Die mo-
derne Schweiz hat immer von der Migration ge-
lebt und von ihr profitiert», sagt der SP-Präsident
Cédric Wermuth. Er positioniert seine Partei als
weltoffene und zuwanderungsfreundliche Kraft.

So einfach ist die Sache indes nicht. Auch
Links-Grün verheddert sich in Widersprüche. Das
zeigt sich zum Beispiel beim Ausbau der Verkehrs-
infrastruktur. Als Bundesrat Albert Rösti noto-
risch verstopfte Nadelöhre im Autobahnnetz ent-
schärfen wollte, haben SP und Grüne dieses Paket
an der Urne versenkt. Doch ohne Ausbau bei
gleichzeitig wachsender Bevölkerung werden die
Staustunden explodieren. «Wir sind für einen
intelligenten und umweltschonenden Ausbau der
Infrastruktur», sagt SP-Co-Präsident Cédric Wer-
muth dazu. Mehr Autobahnen und Beton seien die
falsche Antwort auf das Bevölkerungswachstum.

Ein ähnliches Bild zeigt sich beim Wohnungs-
bau. Die SP predigt seit Jahren die Verdichtung.
Ausgerechnet in Zürich aber, wo die Wohnungs-
not besonders gross ist, spielen die Genossen eine
schwierige Rolle - etwa, indem sie Hochhäuser
verhindern.
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CÉDRIC WERMUTH
Der SP-Co-Präsident sagt,
Bauen um jeden Preis könne

nicht die Antwort sein.
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LISA MAZZONE
Die Grünen-Chefin kämpfte für
den Solarexpress, ihre Walliser
Sektion schoss das Projekt ab.

L
IN

D
A

K
Ä

SB
O

H
R

E
R

F
Ü

R
N

Z
Z

A
S

MARCEL DETTLING
Der SVP-Chef verkauft die
10-Millionen-Initiative seiner

Partei als «grün».

Zu sehen ist das an der Gutstrasse, an der Gren-
ze zwischen den Zürcher Stadtquartieren Albis-
rieden und Wiedikon. Arbeiter demontieren hier
gerade ein grosses Plakat von der Bauabschran-
kung. Dahinter wächst ein Gebäude der Bau-
genossenschaft «im Gut» in den grauen Himmel.
Der Block ist bis zu dreissig Meter hoch und wird
demnächst von neuen Mietern bezogen.

«Solche Gebäude dürften hier in Zukunft nicht
mehr gebaut werden», sagt Nicolas Cavalli, Co-
Präsident der Zürcher Grünliberalen, und zeigt
auf die Baustelle. Auf der gegenüberliegenden
Strassenseite, etwas zurückversetzt, steht ein
zwölfgeschossiges Haus aus den 1950er Jahren.
«Und so etwas erst recht nicht.»

Die Baugenossenschaft will hier eine weitere
Parzelle neu bebauen. Der einst in Zusammen-
arbeit mit der Stadt entwickelte Masterplan sieht
bis zu vierzig Meter hohe Blöcke vor. Ob das noch
möglich ist, ist nun allerdings infrage gestellt. Der
Grund: Kürzlich hat die SP zusammen mit den
Grünen, der AL und mit Hilfe der SVP im Parla-
ment die vom Stadtrat geplanten Hochhaus-
zonen massiv zusammengestrichen. Vor allem
die Flächen für Gebäude bis zu vierzig Meter Hö-
he, die in Zürich schon als Hochhäuser gelten,
sind fast ganz verschwunden – auch in Albis-
rieden und Wiedikon.

Cavalli spricht von einer «verpassten Chance».
Die Linken würden aktiv verhindern, dass zusätz-
licher Wohnraum entstehe. «Dabei wäre es wegen
der Zuwanderung und des Bevölkerungswachs-
tums wichtig, dass Zürich vermehrt in die Höhe
baut.» Wenn das nicht möglich sei, gebe es weni-
ger neue Wohnungen – oder es würden noch mehr
Grünflächen verschwinden, weil man in die Brei-
te bauen muss. «Das kann beides nicht im Sinne
der Ökologie und der Stadtentwicklung sein.»

Der Hochhaus-Streit ist nur ein Beispiel dafür,
wie rot-grüne Politik die Verdichtung der Städte
erschwert und den Neubau von Wohnungen aus-
bremst. Kürzlich hat der Zürcher Stadtrat eine
neue Bau- und Zonenordnung vorgelegt. Diese
würde zwar eine höhere Ausnutzung gewisser
Areale erlauben und damit theoretisch Platz für
bis zu 20 000 neue Einwohner schaffen. Das Pro-
blem jedoch ist: Wenn Bauherren diese zusätz-
liche Wohnfläche realisieren wollen, müssen sie
zwingend 75 Prozent davon als preisgünstigen
Wohnraum anbieten.

«Das ist völlig absurd», sagt SVP-Nationalrat
Gregor Rutz, der auch Präsident des städtischen
Hauseigentümerverbandes ist. Mit dieser Auflage
lohne es sich kaum mehr, zusätzlichen Wohnraum
zu erstellen. «Diese Regelung würgt sämtliche
Investitionen in Wohnungen ab.» Rutz kritisiert
aber auch die SVP-Gemeinderatsfraktion, welche
der SP geholfen hat, die Hochhauszonen zusam-
menzustreichen. «Ich kann das nicht nachvollzie-
hen», sagt er. «Wo, wenn nicht in der Stadt, soll
man dann verdichten und in die Höhe bauen?» Ge-
nau hier zeigt sich ein Zielkonflikt der SP. Sie will
zwar mehr Wohnraum in den Städten, sperrt sich
jedoch gegen höhere Gebäude in Zürich. Und dann
sollten die neuen Wohnungen auch noch mög-
lichst günstig sein. Sie versucht also, jenen Markt
auszuhebeln, der von der Zuwanderung profitiert.
Doch ohne Markt fehlt der Anreiz für Investoren.

Dass diese Rechnung nicht aufgehen kann,
zeigt sich auch in Basel. In dieser Stadt hat der
Mieterverband gemeinsam mit den Linken einen
ziemlich rigiden Wohnschutz durchgesetzt. Es
braucht eine Bewilligung, um Gebäude zu sanie-
ren oder umzubauen, und eine Wohnschutzkom-
mission legt nach solchen Eingriffen die Mieten
fest. Seit der Einführung dieser Regeln sind die
Sanierungen massiv zurückgegangen. Auch die
Zahl der neu gebauten Wohnungen ist in den letz-
ten beiden Jahren eingebrochen.

Der Kanton Basel-Stadt verneint einen Zusam-
menhang mit dem Wohnschutz und spricht von
zyklischen Schwankungen. Der Basler Haus-
eigentümerverband hingegen sagt, dass gesetz-
liche Hindernisse die Bautätigkeit bremsen. Vor
allem die Wohnschutzbestimmungen würden
nicht nur die Entwicklung bestehender Objekte
behindern, sondern «offenbar Bauherrschaften
vor Investitionen im Neubau abschrecken». Im
Kanton Zürich plant die SP nun dasselbe. Dort
kommt die Wohnschutzinitiative, die sie mit den

Grünen, der AL und dem Mieterverband einge-
reicht hat, am 14. Juni zur Abstimmung.

Bauen nicht
um jeden Preis

Verhindert die SP mit ihren Vorschriften den Bau
neuer Wohnungen? Die «NZZ am Sonntag» kon-
frontiert SP-Co-Präsident Wermuth am Rand der
Pressekonferenz mit diesem Vorwurf. «Bauen um
jeden Preis kann nicht die Antwort sein», kontert
der SP-Nationalrat. Er sieht keinen Widerspruch
zwischen seiner zuwanderungsfreundlichen Hal-
tung und der Wohnbaupolitik seiner Genossen in
den links-grünen Städten.

Wenn der Druck auf dem Wohnungsmarkt ab-
nehmen solle, dann brauche es nicht mehr
Luxusapartments, sondern «qualitativ hochwer-
tigen, aber bezahlbaren Wohnraum», ist der SP-
Co-Präsident überzeugt. Zu lange habe man sich
nicht nach den Bedürfnissen der Bevölkerung ge-
richtet. «Es gibt eine extreme Kommerzialisie-
rung des Wohnungsmarktes, bei der Rendite vor
Bezahlbarkeit gestellt wird.»

Dass die SP mit strengen Auflagen den Woh-
nungsbau abzuwürgen droht und private Inves-
toren abschreckt, ist für den SP-Co-Präsidenten
nicht zwingend ein Problem. «Es fehlt nicht an
Bautätigkeit. Es fehlt am Willen, für normale
Leute zu bauen.» Wer den Wohnungsmarkt allein
dem Renditedruck überlasse, baue an der Bevöl-
kerung vorbei, so Wermuth. «Deshalb muss der
gemeinnützige Wohnungsbau gestärkt werden.»
Wenn es private Investoren nicht richten, sollen
Genossenschaften zum Zuge kommen oder am
Schluss sogar der Staat als Bauherr auftreten.

Grüne kämpfen gegen
sauberen Strom

Zuwanderung braucht nicht nur mehr Wohn-
raum, sondern auch mehr Strom. Doch auch hier
harzt es mit dem Ausbau – auch wegen links-grü-
ner Opposition gegen Wasserkraftwerke oder
Solarparks.

Das zeigt der Blick ins Wallis. Hoch oben an der
Bergflanke über dem Dorf Grengiols sollten eigent-
lich Tausende Solarmodule an der Sonne glitzern.
Doch bis heute wurde dort kein einziges Panel
montiert. Die Testanlage ist wieder abgebaut, die
Promotoren warten auf die notwendigen Bewilli-
gungen. Dabei wollte der Bund mit dem sogenann-
ten Solarexpress den schnellen Bau von Solarparks
oberhalb der Nebelgrenze ermöglichen.

Auch der Walliser Staatsrat drückte aufs
Tempo und versuchte, die Solarfarmen im Eilver-
fahren durchzuwinken. Dagegen haben die kan-
tonalen Grünen zusammen mit Pro Natura das
Referendum ergriffen. «Wir sind selbstverständ-
lich für mehr Solarstrom», erklärt Brigitte Wolf.
Doch es habe einen Wildwuchs von unausgego-
renen Projekten und eine Goldgräberstimmung
gegeben. «Dagegen haben wir uns gewehrt», so
die Co-Präsidentin der Walliser Grünen.

Brigitte Wolf hat grundsätzlich Mühe mit
Solarparks in der freien Landschaft. «In einem
bisher unberührten Tal einen Solarpark zu bauen,
ist für mich ökologisch und ökonomisch ein Un-
sinn.» Es brauche neue Strassen und Leitungen
in unverbautem Gelände. Der landschaftliche
Schaden stehe in keinem Verhältnis zur gewon-
nenen Energie. Sie fühle sich überhaupt nicht als
Verhinderin. Wolf ist überzeugt, mit ihrem Wi-
derstand das Richtige gemacht zu haben.

Was sagt die Schweizer Grünen-Präsidentin
Lisa Mazzone zur Lokalsektion, die gegen den
Ausbau der Solarenergie kämpft? «Ich habe mich
im Parlament persönlich für den Solarexpress
eingesetzt», sagt die Genferin. Die grüne Bundes-
hausfraktion habe dem Solarexpress zugestimmt.
Zudem habe die Partei vor vier Monaten ihre
Solarinitiative eingereicht. «Solarenergie hat ein
gewaltiges Potenzial», erklärt Mazzone.

Trotzdem versteht sie den Widerstand der Kan-
tonalpartei. «Die Grünen haben sich im Wallis
nicht grundsätzlich gegen alpine Solarparks ge-
wehrt, sondern gegen ein undemokratisches Ge-
setz.» Es ist ein bekanntes Muster. Fast immer fin-
det sich ein Grund, warum genau diese Kilowatt-
stunde und gerade jenes Projekt nicht gebaut wer-
den dürfe. Der Stromkonzern Axpo hat diese
Woche Alarm geschlagen. Bei gleichzeitigem Be-
völkerungswachstum und zunehmender Elektri-
fizierung laufe die Schweiz auf einen Strom-
mangel zu. Es brauche zusätzlich Gas- oder Atom-
kraftwerke. Mazzone schüttelt den Kopf. «Es geht
ohne. Es braucht mehr Effizienz und einen kon-
sequenten Ausbau der erneuerbaren Energien.»

Dass ausgerechnet ihre Grünen den Ausbau
der erneuerbaren Energien bisweilen verhindern,
klammert die Präsidentin aus. Die Abstimmung
über die Solarparks im Wallis haben sie gewon-
nen. 54 Prozent haben sich im September 2023
gegen die beschleunigten Verfahren ausgespro-
chen. Alleine hätten das die Grünen nicht ge-
schafft. SP und SVP haben sich dem Widerstand
teilweise angeschlossen.

Am Schluss war es eine Koalition aus Linken,
Grünen und Konservativen, die den Solarexpress
ausgebremst haben. Es ist genau dieses Bündnis,
das gelegentlich auch auf nationaler Ebene
spielt – und das das Potenzial hat, dieses Land
nachhaltig zu lähmen.


